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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch der Waltraud Straubinger, Marburg/Lahn, gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 15/72 — 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Nichtzugang der Briefwahlunterlagen 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 

Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungs Widrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungs Verfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 
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Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.)]. 

C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 

D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 15. März 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 


Dr. de With 

Vorsitzender 


Liedtke 

Berichterstatter 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache - Az. 15/72 - der Waltraud Straubinger, 

Marburg/Lahn, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1. Mit Schreiben vom 7. Dezember 1972 - einge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 11. De- 
zember 1972 - hat die Einspruchsführerin Ein- 
spruch gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung ihres Einspruchs trägt sie vor, 
ihr erster Wohnsitz sei Maierhöfen/Rietholz im 
Wahlkreis 243 -- Kempten. Trotz mehrmaliger 
Mahnung beim zuständigen Wahlamt habe sie 
keine Briefwahlunterlagen für die Bundestags- 
wahl erhalten. Zwischenzeitlich habe sich je- 
doch herausgestellt, daß die Briefwahlunterlagen 
am 6. November 1972 zum Wahlamt Maierhöfen 
an sie abgegangen seien. Die Postbeamtin, die 
den Brief entgegengenommen habe, könne sich 
an ihren Namen erinnern, da sie persönlich mit 
ihr bekannt sei. Die Briefwahlunterlagen seien 
auf dem Postweg, ob absichtlich oder unabsicht- 
lich, abhanden gekommen. Aufgrund dieses Tat- 
bestandes fechte sie die Bundestagswahl an. 

Weiterhin bittet sie um Überprüfung, ob der- 
artige Fälle häufiger vorgekommen seien. Die 
Beförderung der Wahlbriefe durch die Post hält 
sie für unzulässig und sieht darin eine akute 
Benachteiligung derjenigen, die nicht an ihrem 
ersten Wohnsitz wählen könnten. Wenn die 
Deutsche Bundespost nicht in der Lage sei, die 


zuverlässige Beförderung von Wahlbriefen mit 
der normalen Briefpost zu gewährleisten, müsse 
sie eben bei künftigen Wahlen den Aufwand 
und die Kosten auf sich nehmen und alle Wahl- 
briefe per Einschreiben befördern. 

Die Gemeinde Maierhöfen hat mit Schreiben vom 
30. Januar 1973 zu dem Vorbringen der Ein- 
spruchsführerin folgendes ausgeführt: 

„Die Briefwahlunterlagen für Frl. Waltraud 
Straubinger, 355 Marburg/Lahn, Haspelstraße 
13 wurden nach Anforderung ausreichend fran- 
kiert bei der Poststelle 8999 Maierhöfen am 
6. 11. 72 aufgegeben. Mehr konnten wir nicht 
tun. Es ist nicht üblich bzw. nicht vorgeschrie- 
ben, daß Briefwahlunterlagen mit Einschreibe- 
brief abgesandt werden. Die Gemeindeverwal- 
tung lehnt deshalb jede Verantwortung ab, 
was bei der Deutschen Bundespost passiert. 
Wie zuverlässig oder weniger zuverlässig die 
Briefpost bei der Deutschen Bundespost be- 
fördert wird, ist nicht Sache des zuständigen 
Wahlamtes in Maierhöfen."' 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 


Die Ausübung des Wahlrechts ist gemäß § 36 BWG 
auch in der Form der Briefwahl möglich. Wird von 
der Briefwahl Gebrauch gemacht, ist die Gefahr 
nicht auszuschließen, daß Wahlunterlagen verloren- 
gehen, sei es auf dem Wege von der Wahlbehörde 
zu der vom Wahlberechtigten angegebenen Adresse 
oder sei es beim Wähler selbst, nachdem er den 
Wahlschein erhalten hat. Die Bundeswahlordnung 
unterscheidet diese beiden Fälle nicht, sondern be- 


stimmt in § 25 Abs. 8 BWO für den einen wie den 
anderen Fall: 

„Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt." 
Damit ist das Risiko des Verlustes der Wahlunter- 
lagen dem Wähler aufgebürdet. 

Wenn nachweisbar die Wahlunterlagen am 6. No- 
vember 1972 von der Gemeinde Maierhöfen an die 
von der Einspruchsführerin angegebene Anschrift 
abgesandt wurden, bestand für das zuständige 
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Wahlamt aufgrund der Rechtslage keine Möglich- 
keit mehr, den Wahlschein zu ersetzen. 

Da demnach ein Verstoß gegen Wahlvorschriften 
nicht vorliegt, ist der Einspruch offensichtlich un- 
begründet. 

Eine Überprüfung, ob Wahlunterlagen häufiger bei 


der Beförderung durch die Post verloren gegangen 
sind, kann nur dann Aufgabe der Wahlprüfung 
sein, wenn konkrete Anhaltspunkte für einen „häu- 
figen Verlust" gegeben wären. Das ist aber nicht 
der Fall. Der Einspruch war daher gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzii- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom ’ Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 

12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als | Bundestages — — beim Bundesver- 

Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- i fassungsgericht eingegangen sein, 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- > 
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